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Text 

Kündigung der Verwaltung 

§ 18. (1) Für die Kündigung der Verwaltung gilt unabdingbar folgendes: 

 1. Wurde der Verwalter auf unbestimmte Zeit bestellt, so können sowohl die Mehrheit der 
Miteigentümer als auch der Verwalter die Verwaltung unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten zum Letzten eines jeden Kalendermonats kündigen. 

 2. Sofern der Verwalter nicht auf kürzere Zeit als fünf Jahre bestellt worden ist, kann ein auf 
bestimmte Zeit bestellter Verwalter mit Ablauf von fünf Jahren ohne Angabe von Gründen von 
der Mehrheit der Miteigentümer unter gleichzeitiger Bestellung eines anderen Verwalters 
gekündigt werden. Diese Frist beginnt mit dem erstmaligen Bezug der Baulichkeit, in allen 
übrigen Fällen ab dem Zeitpunkt der Bestellung des Verwalters durch die Miteigentümer. Die 
Kündigung ist zum 31. Dezember des Jahres, in dem die fünfjährige Frist abläuft, auszusprechen 
und ist dem Verwalter spätestens drei Monate vorher mitzuteilen. Unterbleibt die fristgerechte 
Kündigung, so verwandelt sich die Bestellung in eine solche auf unbestimmte Zeit, und es 
können sowohl die Mehrheit der Miteigentümer als auch der Verwalter die Verwaltung unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum 31. Dezember eines jeden Jahres kündigen. 
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 3. Im übrigen kann der Verwalter aus wichtigen Gründen von der Mehrheit der Miteigentümer oder 
im Fall der groben Vernachlässigung seiner Pflichten vom Gericht auf Antrag eines 
Miteigentümers jederzeit abberufen werden. 

(2) Wird der Verwalter vom Gericht auf Antrag eines Miteigentümers abberufen, so ist seine 
Wiederbestellung unzulässig. 
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